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Ihr Zeichen/Bearbeitunnatum: Mail vom 21.06.2019, 25.07.2019 und Mail vom 02.08.2019,  

Bauvoranfrage; 
Bauvorhaben: Neubau einer Wohnanlage mit 6 Wohneinheiten 
Bauart: Bubenreuth, Frankenstraße 
Gemarkung: Bubenreuth, Fl.-Nr.: 54, 56/13 
Bauherr: Deutsche Reihenhaus AG 

Strecke 5900 Nürnberg Hbf. — Bamberg] von ca. km 27,16 bis ca. km 27,27 ] rechts der Bahn 
110—kV-Bahnstromleitung Nr. 419, Abzw. Nürnberg — Ebensfeld, Mast — Nr. 8086 bis 8088 

Sehrgeehrte Damen und Herren, 

die DB AG, DB Immobilien, als von der DB Netz AG und der DB Energie GmbH bevollmächtigt, 
übersendet Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme zu 0. g. Bauvoranfrage. 
Gegen das vorgelegte Bauvorhaben bestehen bei Beachtung und Einhaltung der nachfolgenden 
Bedingungen, Auflagen und Hinweise grundsätzlich keine Bedenken. 
Durch das Vorhaben dürfen die Sicherheit und die Leichtigkeit des Eisenbahnverkehres auf der 
angrenzenden Bahnstrecke nicht gefährdet oder gestört werden. 
Der Zugang zur Schallschutzwand und den dort befindlichen Zugangs- und Fluchttüren muss 
jederzeit auch für Instandhaltungsarbeiten gewährleistet bleiben. 
Das Planen, Errichten und Betreiben der geplanten baulichen Anlagen hat nach den anerkannten 
Regeln der Technik unter Einhaltung der gültigen Sicherheitsvorschriften, technischen 
Bedingungen und einschlägigen Regelwerke zu erfolgen. 
Ein widerrechtliches Betreten und Befahren des Bahnbetriebsgeländes sowie sonstiges 
Hineingelangen in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen ist gemäß 5 62 E80 unzulässig und 
durch geeignete und wirksame Maßnahmen grundsätzlich und dauerhaft auszuschließen. Dies 
gilt auch während der Bauzeit. Auch ein Überschreiten der Bahnanlagen ist grundsätzlich 
untersagt! 
Es ist jederzeit ein Mindestabstand von 3,00 m von der Gleisachse einzuhalten. Dieser Abstand 
sollte durch eine geeignete Maßnahme vor Ort gekennzeichnet sein z. B. mit Flatterband. 
Bei notwendiger Betretung von Bahngrund für die Bauausführung muss der Bauherr bei der DB 
Netz AG rechtzeitig einen schriftlichen Antrag stellen. In keinem Falle dürfen die 
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Bahnanlagen ohne Genehmigung der DB Netz AG, Fachbereich Fahrbahn, Herr Herkt, 
simon.herkt@deutschebahn.com, betreten werden. Alle hieraus entstehenden Kosten müssen 
vom Antragsteller getragen werden. Der Bereich der Gleisanlagen darf ohne Sicherungsposten 
nicht betreten werden. Sicherungsposten sind bei einem bahnzugelassenen 
Sicherungsunternehmen zu bestellen. 

Grundsätzlich sind für Neubauten 5 m Abstand zur Gleisachse einzuhalten. 

Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau-[Hubgeräten (z.B. (Mobil—) Kran, Bagger etc.) ist das 
Uberschwenken der Bahnfläche bzw. der Bahnbetriebsanlagen mit angehängten Lasten oder 
herunterhängenden Haken verboten. Die Einhaltung dieser Auflagen ist durch den Bau einer 
Uberschwenkbegrenzung (mit TUV-Abnahme) sicher zu stellen. Die Kosten sind vom 
Antragsteller bzw. dessen Rechtsnachfolger zu tragen. 
Werden bei einem Kraneinsatz ausnahmsweise Betriebsanlagen der DB überschwenkt, so ist mit 
der DB Netz AG eine schriftliche Kranvereinbarung abzuschließen, die mindestens 4 - 8 Wochen 
vor Kranaufstellung bei der DB Netz AG zu beantragen ist. Auf eine ggf. erforderliche Bahnerdung 
wird hingewiesen. Der Antrag zur Kranaufstellung ist mit Beigabe der Konzernstellungnahme der 
DB zum Vorhaben bei der DB Netz AG, Immobilienmanagement Süd, Sandstraße 38-40, 90443 
Nürnberg, Herr Willi, Tel. 0911/219-3516, einzureichen. Generell ist auch ein maßstäblicher 
Lageplan (M 1:1000) mit dem vorgesehenen Schwenkradius vorzulegen. 
Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit der Bahnbetriebsanlagen ist stets zu gewährleisten. 

Notwendige Baugruben usw. sind außerhalb der ideellen Böschungslinie anzuordnen. Muss der 
Bereich innerhalb der ideellen Böschungslinie angeschnitten werden ist für den Baugruben- 
verbau ein geprüfter Standsicherheitsnachweis vorzulegen. 

Die ideelle Böschungslinie ist wie folgt festgelegt: 
Hierzu wird ein Dreieck konstruiert, dessen Spitze sich in der nächstgelegenen Gleismitte 1,50 m 
über Schwellenoberkante befindet; die Dreiecksseiten verlaufen von diesem Punkt beiderseits in 
einer Neigung von 1:1,5 in Richtung des Geländes. 

Sollten aufgrund der Bauarbeiten Setzungen des Gleises festgestellt werden, sind diese 
unverzüglich auf Kosten des Antragstellers zu beseitigen. 
Die Flächen befinden sich in unmittelbarer Nähe zu unserer Oberleitungsanlage. Wir weisen 
hiermit ausdrücklich auf die Gefahren durch die 15000 V Spannung der Oberleitung hin. Die und 
die hiergegen einzuhaltenden einschlägigen Bestimmungen. Die einschlägige 
Sicherheitsrichtlinie Ril 132 0123, alle Ril der DB Netz AG und VDE-Vorschriften sind zu 
berücksichtigen. Für Laien ist ein Sicherheitsabstand zu spannungsführenden Teilen der 
Oberleitungsanlage von 3,0 m stets einzuhalten. 
Kommen Fahrzeuge in den Oberleitungs- und Stromabnehmerbereich sind sie bahnzuerden. 

Die Funktionsweise der Oberleitungsanlage darf zu keinen Zeitpunkt in ihrer Verfügbarkeit 
beeinträchtigt werden. 

Die Oberleitungsmasten müssen für Instandhaltungs- und Entstörungsarbeiten jederzeit allseitig 
zugänglich bleiben. 
Zur Sicherung der Standsicherheit der Oberleitungsmasten darf im Druckbereich der Maste (5,00 
Metern zur Fundamentaußenkante) keine Veränderung der Bodenverhältnisse stattfinden. In 
diesem Bereich darf weder an- noch abgegraben werden. Bei Unterschreitung des Abstandes ist 
ein statischer Nachweis für die betroffenen Masten vom Veranlasser zu erbringen. 
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Von Gebäudeöffnungen, Fenstern, Dachterrassen, etc. ist ein Sicherheitsabstand von 3 Metern 
zu spannungsführenden Teilen der Überleitung stets einzuhalten. Kann eine Unterschreitung 
bzw. ein Eindringen in den Schutzbereich nicht ausgeschlossen werden so sind bauliche 
Vorkehrungen wie z.B. das Anbringen eines Gitters erforderlich, oder Fenster können nur gekippt 
und nicht geöffnet werden. 
Die DB Netz AG übernimmt keinerlei Haftung für Schäden aus Eisabwurf oder andere 
herabfallende Gegenstände. 
Einer Einzäunung des Geländes muss von Seiten der DB Netz AG, Fachbereich Überleitung, 
Herr Hackeneis, Tel.: 0911] 219 — 2491, zugestimmt werden. 

Das Planungsgebiet befindet sich innerhalb des Schutzstreifens der planfestgestellten 110 kV- 
Bahnstromleitung Nr. 419, Abzw. Nürnberg- Ebensfeld, Mast-Nr. 8086 bis 8088. Gegen die 
vorgelegte Planung bestehen seitens der DB Energie GmbH keine Einwände, wenn die in der 
beigefügten Stellungnahme vom 09.08.2019, Zeichen l.ET-S-53 I419/BA30-19 benannten 
Auflagen/Bedingungen und Hinweise berücksichtigt werden. 

Bahngelände darf weder im noch über dem Erdboden überbaut werden, noch als Zugang bzw. 
Zufahrt zum Baugrundstück genutzt werden. 

Grenzsteine sind vor Baubeginn zu sichern. Sie dürfen nicht überschüttet oder beseitigt werden. 
Erforderlichenfalls sind sie zu Lasten des Bauherrn neu einzumessen und zu setzen. 

Baumaterial, Bauschutt etc. dürfen nicht auf Bahngelände zwischen- oder abgelagert werden. 
Lagerungen von Baumaterialien entlang der Bahngeländegrenze sind so vorzunehmen, dass 
unter keinen Umständen Baustoffe oder Abfälle in den Gleisbereich (auch durch Verwehungen) 
gelangen. 

Bei Aufschüttungen von Baumaterial sind die Schutzabstände zu spannungsführenden Teilen 
einzuhalten. 
Dach-, Oberflächen— und sonstige Abwässer dürfen nicht auf oder über Bahngrund abgeleitet 
werden. Sie sind ordnungsgemäß in die öffentliche Kanalisation abzuleiten. Einer Versickerung 
in Gleisnähe kann nicht zugestimmt werden. 
Die Vorflutverhältnisse dürfen nicht zum Nachteil der Bahnanlagen verändert sowie die 
Bahnkörperentwässerungsanlagen (Durchlässe, Bahngräben, etc.) in ihrer Funktion keinesfalls 
beeinträchtigt werden. 

Durch die Maßnahme darf dem Bahngrund kein zusätzliches Oberflächenwasser zugeführt 
werden. 
Baumaßnahmen in Nähe von Bahnbetriebsanlagen erfordern umfangreiche Vorarbeiten und 
Sicherungsvorkehrungen zum Schutz der Kabel, Leitungen und Anlagen der DB AG. Im 
unmittelbaren Bereich von DB-Liegenschaften muss jederzeit mit dem Vorhandensein 
betriebsnotwendiger Kabel und Leitungen gerechnet werden. 

Eine Beschädigung von bahneigenen Kabeln und Leitungen ist in jedem Fall sicher 
auszuschließen. DB Kabelanlagen bzw. Kabeltröge dürfen nicht überbaut, überschüttet oder 
freigegraben werden und müssen auf DB AG Grund verbleiben. Kabelmerkzeichen dürfen nicht 
entfernt werden. 

Zu allen Kabeln ist ein Schutzabstand vom 2,0 m einzuhalten. 

Kabelschächte müssen zum Zwecke der Instandhaltung ] Entstörung jederzeit zugänglich 
bleiben. 
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Von einer Bepflanzung des Baugrundstücks zur Bahnseite hin darf keine Gefahr ausgehen (u.a. 
bei Windbruch), sowie keine stark rankenden oder kriechenden Gewächse verwendet werden. 
Der Pflanzabstand zum Bahnbetriebsgelände ist entsprechend der Endwuchshöhe zu wählen. 
Im Grenzbereich darf keine schnell wachsende Vegetation mit ausladenden Kronen angepflanzt 
werden, die auf das Bahngelände reichen und die Sicherheit des Bahnbetriebsgeländes oder der 
0berleitungsanlage beeinträchtigen könnten. Diese Abstände sind durch geeignete Maßnahmen 
(Rückschnitt u.a.) ständig zu gewährleisten. Soweit von bestehenden Anpflanzungen 
Beeinträchtigungen des Eisenbahnbetriebes und der Verkehrssicherheit ausgehen können 
müssen diese entsprechend angepasst oder beseitigt werden. Die Vorgaben der RIL 882.0001 
bzgl. der Rückschnittzonen sind zwingend einzuhalten. Bei Gefahr in Verzug behält sich die 
Deutsche Bahn das Recht vor, die Bepflanzung auf Kosten des Eigentümers zurückzuschneiden 
bzw. zu entfernen. 

Künftige Aus— und Umbaumaßnahmen sowie notwendige Maßnahmen zur Instandhaltung und 
dem Unterhalt, in Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb, sind der Deutschen Bahn weiterhin 
zweifelsfrei und ohne Einschränkungen zu gewähren. 
Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen 
(insbesondere Luft— und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe 2.8. durch Bremsstäube, 
elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu lmmissionen an benachbarter 
Bebauung führen können. Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausgehenden Emissionen sind 
erforderlichenfalls vom Bauherrn auf eigene Kosten geeignete Schutzmaßnahmen vorzunehmen. 
In diesem Zusammenhang weisen wir auch darauf hin, dass für den angefragten Bereich ein 
rechtskräftiger Planfeststellungsbeschluss des Eisenbahn-Bundesamtes vom 10.10.2009, A2. 
62110 Pap (A-EbIEf-16) zum Ausbau der Strecke Nürnberg — Erlangen — Erfurt besteht. Der 
Bauherr hat die dort zugrunde gelegten und prognostizierten lmmissionen (z.B. Anlage 
13) seinem Bauvorhaben zugrunde zu legen und insoweit selbst für die Einhaltung der 
Grenzwerte Sorge zu tragen und ggfs. entsprechende Schutzmaßnahmen vorzusehen. 
Für Schäden, die der DB aus der Baumaßnahme entstehen, haftet der Bauherr im Rahmen der 
gesetzlichen Vorschriften und gegebenenfalls in vollem Umfang. 
Aus den eingereichten Unterlagen gehen keine Hinweise auf bestehende Vereinbarungen zu 
Gunsten der DB AG und der mit dieser nach 5 15 AktG verbundenen Unternehmen 
(Dienstbarkeiten, schuldrechtliche Vereinbarungen etc.) hervor. Es wird darauf hingewiesen, 
dass sämtliche übernommenen Verpflichtungen und Verzichte zu Gunsten der Unternehmen des 
DB Konzerns —auch soweit sie nicht dinglich gesichert sind-, vom Antragsteller und dessen 
Rechtsnachfolger vollumfänglich zu berücksichtigen sind. Veränderungen und Maßnahmen an 
Dienstbarkeitsanlagen bzw. Bahnbetriebsanlagen dürfen nicht ohne Genehmigung des 
Dienstbarkeitsberechtigten bzw. des Anlagenverantwortlichen erfolgen. Wir bitten Sie, die 
Unterlagen daraufhin zu prüfen. Besteht ein entsprechender Sachverhalt, so sind die für die 
Beurteilung der zu entscheidenden Fragen erforderliche Angaben zu ergänzen und uns erneut 
zur Stellungnahme vorzulegen. Wir weisen auch auf die Bauvorlagenverordnung hin. 

Der Deutschen Bahn AG dürfen durch das Vorhaben keine Nachteile und keine Kosten 
entstehen. Anfallende Kosten sind vom Antragsteller zu übernehmen. 

Die konkreten Bauantragsunterlagen sind uns erneut zur Prüfung und Stellungnahme vorzulegen. 
Wir behalten uns weitere Auflagen und Bedingungen vor. 
Für Rückfragen zu diesem Schreiben bitten wir Sie sich an die Mitarbeiterin des Kompetenzteams 
Baurecht, zu wenden. 
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Mit freundlichen Grüßen 

Anlagen: 
Stellungnahme der DB Energie GmbH vom 09.08.2019 (Zeichen: l.ET-S.S 3/419/BA30-19) 
Merkblatt über Unfallgefahren in der Nähe von 110—kV-Hoch5pannungsleitungen 
Lageplanausschnitt mit Plankopf 




